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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.01.2015 

Geschäftszahl 

Ro 2014/12/0029 

Rechtssatz 

Folgt aus einer Arbeitsplatzbewertung, dass der Arbeitsplatz (der gesamte, ständig wahrgenommene 
Aufgabenbereich) überwiegend (also zu mehr als 50 %) höherwertige Verwendungen (hier: als sie der 
Verwendungsgruppe A2 entsprechen) umfasst, dann ist dieser dementsprechend der höheren 
Verwendungsgruppe zuzuordnen. Wenn der Beamte weiterhin in der niedrigeren Verwendungsgruppe (hier: A2) 
eingestuft bleibt, hat er Anspruch auf die Verwendungszulage nach § 34 GehG 1956. Dabei ist maßgeblich, mit 
welchen konkreten Aufgaben der Beamte auf seinem Arbeitsplatz tatsächlich betraut wurde (vgl. E 28. März 
2008, 2007/12/0043). 


